Begrindung

zur 1. vereinfachten Anderung des rechtskraftigen Bebauungs-—
planes Nr., 2 "Auf dem Bruch" der Gemeinde W i 1 d e n

Fiir den rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 2 "Auf dem Bruch"
sind fir die Stellung der geplanten Hiuser Baugrenzen festge-

setzt,

Da die siidlich der ErschlieBungsstraBe "Auf dem Bruch" gelege=-
nen Bauplatze nur eine relativ geringe Bautiefe aufweisen, er-
scheint es zweckmdBig, die ndrdliche Baugrenze der jeweils be=
baubaren Fléchen anstatt 5,00 m auf 2,00 m zur StraBengrenze
festzusetzen. Dadurch wird den Bauherren die Moglichkeit ge-—
geben, wegen der sonst fehilénden notwendigen Abstandsflichen
die Hauptfenster der Gebdude nach Siden anzuordnen und die
rickwartigen Grundstiicksfléchen (Siiden) besser nutzen zu kon-—

nen.

Von dieser Ahderung werden die Grundziige der Gesamtplauung
nicht berihrt.

Aufgestellt:
Wilnsdorf) den b, Marz e/

tsbauvamt
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satzung der Gemeinde Wilnsdorf
Neufassung des Bebauungsplanes Nre. 2 "Auf dem Bruch"
Ortsteil Wilden

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fir das TLand NW in der
Fassung der Bekanntmachung vom 11. August
1969 ( GV. NW. S. 656/5GV. 2020) .

§ 249 des Bundesbaugesetzes (BBau@) vom 2%. Juni
1960 (BGBl. I S. 341) in Verbindung mit der
Verordnung iiber die bauliche Nutzung der
Grundstiicke (Bau NVO) in der TFassung der
Bekanntmachung vom 26. 11, 1968 (BGBL. T
S. 1237),

§ 4 der 1. Verordnung des Landes NW zur .Durch-
fiihrung des BBauG in der Fassung vom 21. 4o
1970 (GV. WW. S. 299/8GV. 232) in Verbindung
mit

§ 103 (1) Nr. 1,2 und 4 der Bauordnung fiir das
Land NW (BauO NW) in der Fassung vom 27. 1.
1970 (GV. NWe Se 96) '

hat der Rat der Gemeinde Wilnsdorf in der Sitzung am T. T 1971
die planungsrechtlichen Festsetzungen dieses Bebavungsplanes gem.
§ 10 BBauG und die testaltungsvorschriften gem. § 10% BauO NW

als Satzung beschlossen.

§ 1

Der Geltungsbereich der Satzung ist auf dem anliegenden Plan
durch eine graue Linie gekenngeichnet. »

Tn dem Plan sind gemd#B § 30 BBauG die weilB belassenen Flichen

innerhalb der Baulinien als iiberbaubare, die rot angelegten
Fldchen als nicht lberbaubare Grundstiicksfldchen festgesetzt.
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Ausnahmsweise dilrfen Garagen auch auBerhalb der iUberbaubaren Grund-
stiicksflichen errichbtet werden, wenn durch die Erstellung keine Sicht-
behinderung fir den StraBenverkehr entsteht und das Orts- und StraBen-
bild nicht gestort wirde.

§ 2

Das Plangebiet ist allgemeines Wohngebiet gemdB § 4 der Baunutzungs-
verordnung.,

Zuldssig sind:
1. Wohngebdude

2., die der Versorgung des Gebietes dienenden Ldden, Schank- und
Speisewirtschaften sowie nicht stdrende Handwerkbetriebe

%. Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche
Zwecke.

Ausnahmsweise konnen gemidB § 4 (3) Nr. 6 Stdlle fiir Kleintierhaltunger
zugelassen werden.

Die Ausnahmen 1lt. Nr. 1 bis 5 sind nicht zuldssig.

§ 3

Mir das gesamte Gebiet wird eingeschossige, offene Bauweise fest-
gesetzt. Sofern wegen der topographischen Verhdltnisse das Keller-
geschoB oder bei entsprechendem Ausbau das Dachgeschol gemdB § 2
(5) BauONW auf die Zahl der Vollgeschosse anzurechnen sind,

ist ausnahmsweise zweigeschossige Bauweise zuldssig,

Die in § 4 der Satzung genannten Traufhshen und GRZ/GRZ diirfen jedoch
nicht liberschritten werden.

§ 4
Gestaltungsvorschriften gemdB § 10% BauONW

8) Zur Talseite hin darf die Traufhdhe de¥ Gebdudeg das MaB von
6,00 m bzw. an der Bergseite das MaB von 3,40 m nicht iiber—
schreiten.
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b) Innerhalb des Plangebietes sind fiir Wohngebsude nur Sattel—
dédcher mit 30 - 35 Grad Neigung Zulidssig.

Ausnahmsweise konnen auch Wallmdicher zugelassen werden.

Als Deckungsmaterial diirfen nur dunkel getonte Pfannen, Schiefer
oder im Schieferton gefirbte Asbestzement—~Schieferschablonen
verwendet werden.

c) Die Stellung der Gebiude ist durch die im Plan eingetragene
Firstrichtung bestimmt, d. h. die Gebdudeléngs— bzw., Trauf-
seiten sind zur StraBe hin zu orientieren.

§ 5

Diese Batzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Genehmigung
des Regierungsprdsidenten in Kraft.

Die alte Passung verliert damit ihre Gultigkeit. Ausnahmen und
Befreiungen von den planungsrechtlichen Festsetzungen sind nach § %1
BBauG zu behandeln, von den Gestaltungsvorschriften nach

§§ 103 u. 86 BauoOnw.
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Diese Satzung wurde gemdB § 11 BBauG und § 103 Baud NW genehmigt,

Arnsberg, den “70. 74, 1971




	Begründung
	Satzung

